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Vernehmlassung zur Änderung des Einführungsgesetzes zum Ausländer- und zum 
Asylgesetz (EG AuG und AsylG) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Evangelische Volkspartei (EVP) des Kantons Bern dankt Ihnen für die Möglichkeit, an der 
Vernehmlassung zur Änderung des Ausländer- und Asylgesetzes teilnehmen zu dürfen. 
 
Die EVP begrüsst, dass mit der Teilrevision gesetzliche Grundlagen geschaffen werden, damit der Kanton 
angemessener und zeitgerechter auf die Entwicklungen im Asylbereich reagieren kann. Es macht deshalb 
Sinn, für angespannte Lagen - wie dies im Gesetzesentwurf vorgesehen ist - einerseits verpflichtende 
Massnahmen für die Gemeinden vorzusehen und andererseits auch die Informationspolitik gegenüber 
den kommunalen Behörden zu verbessern und möglichst klare Anlaufstellen für sie zu schaffen.  
 
Gerade eine aktive und bürgernahe Informationspolitik des Kantons ist zentral, um die Bereitschaft und 
Akzeptanz von Gemeinden und Bevölkerung für Asylunterkünfte zu verbessern sowie auch die 
anschliessende Integration der Asylbewerberinnen und –bewerber in die Gesellschaft stärker zu fördern.  
 

In diesem Sinne bevorzugt die EVP bei der Teilrevision ganz klar die Variante B mit dem Einbezug der 
Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter. Diese sind regional bestens verankert, verfügen 
über gute Kenntnisse zu möglichen Unterbringungsplätzen und haben einen direkteren Draht zu den 
Gemeinden als der Regierungsrat. Dies erhöht die Chance für einvernehmliche und den lokalen 
Verhältnissen angepasste Lösungen. Zudem dürfte die Akzeptanz der Gemeinden gegenüber 
verpflichtenden Massnahmen besser sein, wenn diese von den Regierungsstatthalterinnen und 
Regierungsstatthalter statt von der Kantonsregierung ergriffen werden. 
 
Für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens.  
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
EVP Kanton Bern 

 
 

Philippe Messerli, Co-Geschäftsführer 


